
Inkassostelle beabsichtigte.41 Dies bedeutete eine erhebliche Vor-
verlagerung des Vollendungszeitpunktes und starke Einschr�nkung
der R�cktrittsm�glichkeiten des T�ters. F�r eine – immerhin kon-
krete42 – Verm�gensgef�hrdung wird zumindest die Einreichung
oder Gutschrift der Lastschrift verlangt werden m�ssen.43

4. Weitere Straftaten im Lastschriftverfahren
Bei der Einreichung von Lastschriften �ber nicht existente For-
derungen bzw. ohne Einzugserm�chtigung des Zahlungspflich-
tigen wurde auch eine Strafbarkeit wegen Untreue gem. § 266
StGB diskutiert. Dem hat das OLG Hamm aber zu Recht eine

Absage erteilt, weil den Zahlungsempf�nger weder gegen�ber
dem (vermeintlichen) Zahlungspflichtigen noch gegen�ber seiner
Bank eine Verm�gensbetreuungspflicht trifft.44

(Beitrag wird im n�chsten Heft fortgesetzt)

41 So BGH NStZ 2005, 634 (636); vgl. auch AG Gera NStZ-RR 2005, 213 (214).
42 Vgl. dazu SK-StGB/Hoyer Losebl., § 263 Rn. 235; Tr�ndle/Fischer StGB, 54. Aufl. 2006,

§ 263 Rn. 95 f.; Rengier Strafrecht BT/I, 9. Aufl. 2007, § 13 Rn. 83.
43 Kritisch auch Soyka NStZ 2005, 637 (638).
44 OLG Hamm NJW 1977, 1834 (1835 f.).
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n SACHVERHALT
Nach langem Ringen �ber die Kapitalprivatisierung der Deutschen Flugsicherung (DFS) passiert im
April 2006 das »Gesetz zur Neuregelung der Flugsicherung« Bundestag und Bundesrat. Die DFS ist
zurzeit eine bundeseigene GmbH und der Bund zu 100 % Eigent�mer. Der Bund m�chte mit dem
Gesetz die M�glichkeit schaffen, 74,9 % der DFS an private Unternehmen zu ver�ußern. Nur eine
Sperrminorit�t von 25,1 % m�chte er behalten, um Einfluss auf die wesentlichen Entscheidungen,
insbesondere die Satzungs�nderung nehmen zu k�nnen (s.a. § 53 GmbHG). Insbesondere das Bun-
desfinanzministerium erhofft sich aus der Privatisierung Mehreinnahmen von einer Milliarde Euro.
Die Deutsche Flugsicherung ist �ber die geplante Privatisierung h�chst erfreut. Sie erm�gliche ihr
nach Auffassung des Vorstandes eine flexiblere Anpassung an die Neuordnung der europ�ischen
Flugsicherung, da eine privatisierte Flugsicherung in der Lage w�re, sich an anderen Unternehmen
zu beteiligen und Tochtergesellschaften zu gr�nden. Aber auch die X-Fraktion dr�ngt schon lan-
ge auf die Privatisierung, da sie eine staatliche Kontrolle in der sich rasant ver�ndernden Welt des
Luftverkehrs f�r nicht mehr zeitgem�ß h�lt.
Zum Erstaunen aller Beteiligten weigert sich der Bundespr�sident P das Gesetz auszufertigen. In

gleich lautenden Schreiben an die Bundeskanzlerin, den Bundestagspr�sidenten und den Bundes-
ratspr�sidenten f�hrt er als Begr�ndung an, dass die Privatisierung der Flugsicherung mit dem Er-
fordernis einer bundeseigenen Verwaltung unvereinbar sei. Die Flugsicherung sei eine sonderpolizei-
liche Aufgabe und damit hoheitlich wahrzunehmen. Damit bleibe die Aufgabenverantwortung
unabh�ngig von der Ausgestaltung der Aufgabe rechtlich beim Bund. Zudem habe der Bund mit
der geplanten Sperrminorit�t keine M�glichkeit zur operativen Steuerung des Unternehmens. Da-
durch sei nach Ansicht des Bundespr�sidenten P das Gesetz zur Neuregelung der Flugsicherung
evident verfassungswidrig, so dass er es nicht ausfertigen k�nne.
Die X-Fraktion ist erbost. Die Privatisierung sei absolut notwendig und durch geltendes Verfas-

sungsrecht gedeckt. Der Bund behalte mit der Sperrminorit�t auch einen ausreichenden Einfluss auf
die Flugsicherung. Des Weiteren hatte der Bundespr�sident keine Kompetenz, dass Gesetz nicht
auszufertigen. Seine Weigerung sei ein eklatanter Verfassungsbruch, der mit den Grunds�tzen der Ge-
waltenteilung nicht zu vereinbaren sei und die Rechte des Parlaments verletze. Schließlich habe eine
intensive Pr�fung im Parlament stattgefunden, die der Bundespr�sident nicht in Frage stellen d�rfe.
Die X-Fraktion beauftragt daraufhin Sie als Rechtsbeistand der Frage nachzugehen, ob ein Gang

vor das Bundesverfassungsgericht Aussicht auf Erfolg hat. Nehmen Sie dabei zu allen verfassungs-
rechtlichen Problemen des Sachverhaltes Stellung, ggf. in einem Hilfsgutachten.

ABWANDLUNG
Erl�utern Sie kurz, wie sich Ihre rechtliche Beurteilung �ndert, wenn nicht der Bundespr�sident die
Ausfertigung, sondern der zust�ndige Bundesverkehrsminister die Gegenzeichnung verweigert.

* Die Autoren sind wissentschaftlicheMitarbeiter am Lehrstuhl f�r �ffentliches Recht, Europarecht und V�lkerrecht von Prof. Dr. Kadelbach LL.M.
an der Universit�t Frankfurt/M.
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